
Beglaubigte Abschrift 

Amtsgericht München 

Az.: 335 c 22505/20 

IM NAMEN DES VOLKES 

ln dem Rechtsstreit 

 
- Klägerin-

Prozessbeyo!lmächtjgte: 

EINGEGANGEN 

3 1. · MRZ. ZOZ1 

SCHWARZ 
RECHTSANWÄLTE 

Rechtsanwälte Schwarz Rechtsanwälte, Herzog-Georg-Straße 5, 89264 Weißenhorn, Gz.: 
2511/20 BS04SF2 

gegen 

 
 

-Beklagte-

Prozessbevollmächtjgte· 
 

 

wegen Schadensersatz 

erlässt das Amtsgericht München durch die Richterin am Amtsgericht  am 27.03.2021 

aufgrund des Sachstands vom 18.03.2021 ohne mündliche Verhandlung gemäß § 495a ZPO fol­

gendes 

Endurteil 

1. Die Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin 230,7 4 € nebst Zinsen hieraus in Höhe von 5 

Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit 28.01.2021 Zug um Zug gegen Abtretung et­

waiger Ansprüche der Klägerin auf Schadloshaltung aufgrund der Fahrzeuginstandsetzung 

zu Auftragsnummer 02866, Rechnung vom 31.07.2020 gegen die Firma  

, sowie außergerichtliche Rechtsan­

waltsgebühren in Höhe von 76,90 € nebst Zinsen hieraus in Höhe von 5 Prozentpunkten 



.. 
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über dem Basiszinssatz seit 28.01.2021 zu zahlen. Im Übrigen wird die Klage abgewie­

sen. 

2. Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen. 

3. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 

4. Der Streitwert wird auf 230,7 4 € festgesetzt. 

Entscheidungsgründe 

Gemäß§ 495a ZPO bestimmt das Gericht das Verfahren nach billigem Ermessen. Innerhalb die­

ses Entscheidungsrahmens berücksichtigt das Gericht grundsätzlich den gesamten Akteninhalt 

Gegenstand des Rechtsstreits sind restliche Sachverständigenkosten sowie restliche Reparatur­

kosten für die unfallbedingte Instandsetzung des Klägerfahrzeugs nach dem Rechtsstreit zugrun­

de liegenden Verkehrsunfall vom 22.07.2020 in 88316 Neutrauchburg, bei welchem das Fahrzeug 

der Klägerin mit dem amtlichen Kennzeichen  durch ein zum Unfallzeitpunkt bei der 

Beklagten haftpflichtversichertes Fahrzeug mit dem amtlichen Kennzeichen  be­

schädigt wurde. 

Der Unfallhergang und die alleinige Haftung der Beklagten für die Schäden aus dem streitgegen­

ständlichen Unfall sind unstreitig. 

Die Beklagte war vorgerichtlich überwiegend in die Regulierung eingetreten. Gegenstand des 

Rechtsstreits sind restliche Reparaturkosten in Höhe von noch 136,78 EUR sowie noch offene 

Sachverständigenkosten in Höhe von 93,96 EUR. 

Die Klagepartei erholte vor der Reparatur ein Schadensgutachten des Sachverständigenbüros 

, welches die Reparaturkosten mit 2.304,85 EUR netto auswies und ließ ihr Fahr­

zeug in der Folgezeit für netto 2371,55 EUR (2751,00 EUR brutto) beim Autohaus  re­

parieren. 

Die zulässige Klage ist in vollem Umfang mit der Maßgabe begründet, dass hier eine Verurteilung 

zur Zahlung Zug um Zug gegen Abtretung von etwaigen Ansprüchen der Klägerin auf Schadlos­

haltung gegen die die Reparatur ausführende Werkstatt auszusprechen war. 
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Die Klagepartei hat gegen die Beklagte als Haftpflichtversichererin des unfallgegnerischen Fahr­

zeugs einen weiteren Anspruch auf Schadensersatz in Höhe von 230, 7 4 EUR aufgrund des 

streitgegenständlichen Verkehrsunfalls§§ 115 Abs. 1 S. 1 WG, 1 PfiVG i.V.m. §§ 7, 18 StVG. 

Reparaturkosten 

Der Klägerin kann die in Rechnung der Reparaturwerkstatt  ausgewiesenen Reparatur­

kosten 2751,00 EUR vollständig nach den Grundsätzen des Werkstatt-und Prognoserisikos er­

stattet verlangen. 

Der Schädiger trägt das sog. Werkstatt- und Prognoserisiko, falls den Geschädigten nicht aus­

nahmsweise hinsichtlich der gewählten Fachwerkstatt ein Auswahlverschulden trifft. Die Repara­

turwerkstatt ist nicht Erfüllungsgehilfe i.S.v. § 278 BGB. "Bei der Instandsetzung eines beschädig­

ten Kraftfahrzeugs schuldet der Schädiger als Herstellungsaufwand nach§ 249 S. 28GB grund­

sätzlich auch die Mehrkosten, die ohne eigene Schuld des Geschädigten die von ihm beauftragte 

Werkstatt infolge unwirtschaftlicher oder unsachgemäßer Maßnahmen verursacht hat; die Werk­

statt ist nicht Erfüllungsgehilfe des Geschädigten" (BGH, Urteil vom 29.10.197 4, Az. VI ZR 42/73; 

Leitsatz). 

Der BGH führte weiter aus (a.a.O.): "Es darf aber nicht außer acht gelassen werden, dass seinen 

Erkenntnis- und Einwirkungsmöglichkeiten bei der Schadenregulierung regelmäßig Grenzen ge­

setzt sind, dies vor allem, sobald er den Reparaturauftrag erteilt und das Unfallfahrzeug in die 

Hände von Fachleuten übergeben hat; auch diese Grenzen bestimmen das mit, was "erforder­

lich" ist. Es würde dem Sinn und Zweck des § 249 S. 2 8GB widersprechen, wenn der Geschä­

digte bei Ausübung der ihm durch das Gesetz eingeräumten Ersetzungsbefugnis - sei es aus 

materiell-rechtlichen Gründen, etwa gar in Anwendung des § 278 BGB, oder aufgrund der Be­

weislastverteilung - im Verhältnis zu dem ersatzpflichtigen Schädiger mit Mehraufwendungen der 

Schadenbeseitigung belastet bliebe, deren Entstehung seinem Einfluss entzogen ist und die ihren 

Grund darin haben, dass die Schadenbeseitigung in einer fremden, vom Geschädigten, wohl 

auch nicht vom Schädiger kontrollierbaren Einflusssphäre stattfinden muss. Insoweit besteht kein 

Sachgrund, dem Schädiger das "Werkstattrisiko" abzunehmen, das er auch zu tragen hätte, 

wenn der Geschädigte ihm die Beseitigung des Schadens nach § 249 S. 1 BGB überlassen wür­

de. Die dem Geschädigten durch § 249 S. 2 BGB gewährte Ersetzungsbefugnis ist kein Korrelat 

für eine Überbürdung dieses Risikos auf ihn. Ebensowenig ist eine Belastung mit diesem Risiko 

deshalb angezeigt, weil der Geschädigte für das Verschulden von Hilfspersonen bei Erfüllung sei­

ner Obliegenheiten zur Schadenminderung nach§ 254 Abs. 2 S. 2 i.V.m. § 278 BGB einstehen 
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müsste. ln den Fällen des§ 249 S. 2 BGB, in denen es lediglich um die Bewertung des "erforder­

lichen" Herstellungsaufwandes geht, ist die Vorschrift des § 254 BGB ohnehin nur sinngemäß an­

wendbar[ ... ]". 

Sobald der Geschädigte das verunfallte Fahrzeug der Reparaturwerkstatt zwecks Reparatur 

übergeben hat, hat er letztlich keinen Einfluss mehr darauf, ob und inwieweit sodann unnötige 

oder überteuerte Maßnahmen vorgenommen werden. Dies darf nicht zulasten des Geschädigten 

gehen, welcher ansonsten einen Teil seiner aufgewendeten Kosten nicht ersetzt bekommen wür­

de. Dem Geschädigten sind in diesem Rahmen auch Mehrkosten zu ersetzen sind, die ohne 

Schuld des Geschädigten durch unsachgemäße Maßnahmen der Reparaturwerkstatt entstehen. 

(so BGH, a.a.O.) Zu den in den Verantwortungsbereich des Schädigers fallenden Mehrkosten ge­

hören auch Kosten für unnötige Zusatzarbeiten, welche durch die Werkstatt ausgeführt wurden 

(AG München, Urteil vom 06.07.2015, Az. 335 C 26842/14). 

Vorliegend wurde konkret abgerechnet. Die Klagepartei ließ das Fahrzeug nach Einholung eines 

privaten Sachverständigengutachtens und auf der Basis dieses Gutachtens in einer Fachwerk­

statt reparieren. Sie durfte damit die von der Reparaturwerkstatt in Rechnung gestellten Betrag 

für erforderlich halten. "Diese tatsächlich aufgewendeten Reparaturkosten können regelmäßig 

auch dann für die Bemessung des erforderlichen Herstellungsaufwandes herangezogen werden, 

wenn diese Kosten ohne Schuld des Geschädigten unangemessen sind." (so Landgericht Mün­

chen I, Urteil vom 30.11.2015, Az. 19 0 14528/12). 

Diese Risikoverteilung ist im Ergebnis auch gerechtfertigt, da der Geschädigte ohne das Unfallge­

schehen auch keinem Werkstattrisiko ausgesetzt wäre. Sofern die Beklagte der Auffassung ist, 

die Werkstattrechnung sei ungerechtfertigt überhöht, so mag sie im Rahmen der getroffenen 

Zug-um-Zug-Verurteilung Gebrauch machen von der Möglichkeit, die reparaturausführende Werk­

statt wegen einer geltend gemachten Überhöhung in Anspruch zu nehmen. ln diesem Fall kann 

sie selbst einen Prozess gegen die Werkstatt führen und trägt dann zu Recht das Risiko hinsicht­

lich des Ausganges des Prozesses. Dieses Prozessrisiko dem Geschädigten aufzubürden wäre 

ungerechtfertigt, da er ohne Unfallgeschehen einem solchen Prozessrisiko gerade nicht ausge­

setzt wäre. 

Vorliegend sind zudem nach Auffassung des angerufenen Gerichts die Abweichungen der tat­

sächlichen Reparaturen im Verhältnis zum Gesamtbetrag nicht so wesentlich, dass hier auch für 

einen Laien sofort eine nicht nachvollziehbare Überhöhung erkennbar wäre. 

Auch hinsichtlich der Kosten für die Corona-Desinfektionsmaßnahmen ergibt sich vorliegend 
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nichts abweichendes. Insbesondere erscheint es der Sicht eines wirtschaftlich vernünftigen Be­

trachters vom Standpunkt des Geschädigten aus durchaus nachvollziehbar, dass Mehrkosten für 

eine im zum Zwecke des Infektionsschutzes durchgeführte Desinfektionsmaßnahme von einer 

Kfz-Werkstatt als gewinnorientiertes Unternehmen den Kunden auferlegt wird. Angesichts der 

derzeitigen Pandemie-Situation sind Desinfektionsmaßnahmen von Kontaktflächen zur Vermei­

dung von Infektionen von wissenschaftlicher Seite aus durchaus auch empfohlen. 

Der Anwendung der Grundsätze steht vorliegend auch nicht entgegen, dass die Klägerin die 

Rechnung noch nicht vollständig beglichen hat, als es hier auf eine subjektbezogenen Schadens­

betrachtung ankommt. Auch einer unbezahlten Rechnung kommt eine Indizwirkung dergestalt zu, 

dass die in der Rechnung festgestellten Kosten tatsächlich den erforderlichen Reparaturaufwand 

widerspiegeln. Der erforderliche Herstellungsaufwand bestimmt sich nicht allein nach Art und 

Ausmaß des Schadens, sondern auch nach den Erkenntnis- und Einflussmöglichkeiten des Ge­

schädigten bei der Behebung des eingetretenen Schadens (st. Rspr., vgl. nur BGH, Urteil vom 

15.10.1991, Az. VI ZR 314/90). Insoweit ist eine subjektbezogene Schadensbetrachtung zu Grun­

de zu legen: Der Geschädigte, der nach Einholung eines privaten Sachverständigengutachtens 

zur Ermittlung der Höhe der erforderlichen Reparaturkosten entsprechend dieses Gutachtens 

Reparaturauftrag erteilt und sich sodann gemäß der eingegangenen vertraglichen Verpflichtung 

gegenüber der Reparaturwerkstatt deren Werklohnanspruch ausgesetzt sieht, soll am Risiko, 

dass die Reparaturkosten dass tatsächlich zur Wiederherstellung erforderliche Maß übersteigen, 

nur in dem Maße beteiligt werden, in welchem er hierauf tatsächlich Einfluss nehmen kann. Dar­

an anknüpfend kommen dem Geschädigten die Vorteile der subjektbezogenen Schadensbetrach­

tung nicht zugute, wenn er auch im Rahmen seiner Erkenntnismöglichkeiten bei sorgfältiger Prü­

fung der Reparaturrechnung hätte erkennen können, dass hier überhöhte Positionen bzw. nicht 

zur Behebung des unfallbedingten Schadens erforderliche Positionen in Rechnung gestellt wer­

den oder wenn ihn in sonstiger Weise ein Auswahlverschulden hinsichtlich der Reparaturwerk­

statt trifft. 

Der subjektbezogenen Schadensbetrachtung liegt eine Risikobewertung zu Gunsten des Ge­

schädigten zugrunde und greift diese nach Auffassung des erkennenden Gerichts unabhängig da­

von, ob nun der Geschädigte die Rechnung beglichen hat oder noch nicht vollständig beglichen 

hat, da er stets dem Werklohnanspruch der Reparaturwerkstatt ausgesetzt ist und hierauf in An­

spruch genommen und ggf. verklagt werden. 

Nichts anderes ergibt sich aus der jüngeren Rechtsprechung des BGH zur Erstattungsfähigkeit 

von Sachverständigenkosten bei noch nicht beglichener Honorarrechnung (vgl. BGH, Urteil vom 
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19.7.2016, Az. VI ZR 491/15 sowie jüngst BGH, Urteil vom 5.6.2018, Az.. VI ZR 185/16 =DAR 

2018, 67 4 ). Die sich aus dieser Rechtsprechung ergebende Wertung, dass einer unbeglichenen 

Honorarrechnung im Falle einer Zession keine Indizwirkung zukomme, ist auf die hier im Raum 

stehende Fallkonstellation nicht übertragbar. Vorliegend besteht auch die Besonderheit, dass der 

Geschädigte, der vorab ein Sachverständigengutachten zur Höhe des Reparaturkosten eingeholt 

hat, aufgrund diesem einen konkreten Anhaltspunkt dafür hat, in welcher Größenordnung Repara­

turkosten voraussichtlich anfallen werden und im Vertrauen hierauf eine vertragliche Verpflichtung 

zur Zahlung des Werklohns eingegangen ist und in diesem Vertrauen schutzwürdig ist. 

Die Klägerin kann daher noch die restlichen Reparaturkosten erstattet verlangen. Aufgrund des 

schadensrechtlichen Bereicherungsverbots war vorliegend jedoch eine Verurteilung zur Abtretung 

etwaiger Ersatzansprüche der Klägerin im Zusammenhang mit der Fahrzeuginstandsetzung ge­

gen die Werkstatt auszusprechen. 

Sachverständigenkosten 

Die Klägerin kann ferner weitere Sachverständigenkosten in Höhe von noch 93,96 EUR erstattet 

verlangen. 

Nach der aktuellen Rechtsprechung des OLG München (Urteil vom 26.02.2016. 10 U 579/15), der 

sich das Gericht in eigener Würdigung anschließt, sind die Sachvers~ändigenkosten hier erstat­

tungsfähig. 

Nach dem Senat gilt grundsätzlich für Fälle ab dem 01.01.2016 - wegen der für den Geschädig­

ten bestehenden Schwierigkeit der Ermittlung der üblichen Sachverständigenhonorare - das Fol-

gende: 

ln Fällen, in denen "auch nur teilweise eine Erstattung der Kosten für ein Schadensgutachten 

durch einen Unfallgegner oder dessen Haftpflichtversicherung in Betracht kommt, ist der Sach­

verständige im Rahmen seiner aus dieser Dreiecksbeziehung resultierenden Aufklärungspflicht 

gegenüber dem Auftraggeber (als Nebenpflicht des Gutachtensauftrags) verpflichtet, spätestens 

in der Sachverständigenkostenrechnung schriftlich darauf hinzuweisen, wenn er über den üb­

Iichen Sätzen gemäß §§ 249, 633 Abs. 2 BGB liegt und deshalb für den Auftraggeber 

die Gefahr besteht, dass die gegnerische Versicherung den überschießenden Betrag nicht 

bezahlt" (vgl. OLG München, Endurteil vom 26.02.2016, Az. 10 U 579/15 = BeckRS 2016, 04574, 

Rn. 18). 

"Falls der Geschädigte vom Sachverständigen nicht ordnungsgemäß aufgeklärt wurde, bekommt 
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der Geschädigte (nicht aber der klagende Sachverständige, § 242 BGB) in Fällen subjektiver 

Schadensbetrachtung die volle Kostenrechnung des Sachverständigen erstattet, ist aber ver­

pflichtet, seine Rückforderungsansprüche gegenüber dem Sachverständigen an die 

Versicherung/den Schädiger abzutreten. Handelt es sich um keinen Fall der subjektiven 

Schadensbetrachtung, erhält der Geschädigte oder der Sachverständige nur die üblichen 

Sätze" (vgl. OLG München, Endurteil vom 26.02.2016, Az. 10 U 579/15 = BeckRS 2016, 04574, 

Rn. 19). 

Vorliegend liegt das Sachverständigenhonorar noch im Bereich des Üblichen, weswegen dahin 

stehen kann, inwieweit hier im Hinblick auf die von der Klägerin unstreitig nicht vollständig begli­

chene Sachverständigenrechnung eine subjektive Schadensbetrachtung vorzunehmen ist. 

Es handelt sich bei dem Schadensgutachten um ein "Standardgutachten zur Feststellung eines 

Kraftfahrzeugschadens". Insofern kann der Rechtsprechung des OLG München folgend gemäß 

§ 287 Abs. 1 ZPO "die Honorarbefragung des BVSK 2015 (Bundesverband der freiberuflichen und 

unabhängigen Sachverständigen für das Kraftfahrzeugwesen e.V.; 

http://www.bvsk.de/fileadmin/download/HONORARBEFRAGUNG-2015-Gesamt.pdf) als übliche 

Vergütung herangezogen werden (siehe hierzu auch LG Fulda, Urteil vom 24.04.2015, 

Az. 1 S 17714). Dies gilt auch in den Fällen, in denen das Gutachten außerhalb des Gerichtsbe­

zirks des OLG München beauftragt und/oder erstellt wurde, da die Honorarbefragung bundesweit 

erfolgte" (vgl. OLG München, Endurteil vom 26.02.2016, Az. 10 U 579/15 = BeckRS 2016, 04574, 

Rn. 20). 

Nach dieser Rechtsprechung ist eine Schätzung ab dem 01.01.2016 nicht zu beanstanden, die 

folgende Sätze zugrunde legt: 

"Das angemessene Grundhonorar (ohne Mehrwertsteuer) bestimmt sich nach dem BVSK 2015 

HB V Korridor, wobei grundsätzlich der untere Betrag des Korridors anzuwenden ist, dazu kom­

men 50 o/o Aufschlag des oberen Betrags minus des unteren Betrags des Korridors, wenn der 

Sachverständige öffentlich bestellt und allgemein vereidigt ist, und/oder 50 % Aufschlag des obe­

ren Betrags minus des unteren Betrags des Korridors, wenn der Sachverständige seinen Sitz in 

München oder im Landkreis München hat" (vgl. OLG München, Endurteil vom 26.02.2016, 

Az. 10 U 579/15 = BeckRS 2016, 04574, Rn. 21). 

Hinsichtlich der Nebenkosten ist zu berücksichtigen, dass die Forderung von "Nebenkosten", die 

u.U. nicht genau den tatsächlichen Aufwand abbilden, sondern "versteckte Gewinnanteile" enthal­

ten, in Deutschland/München von zahlreichen -wenn nicht allen Sachverständigen - erfolgt, also 
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absolut üblich ist. 

Es gibt auch keinerlei gesetzliche Grundlage, wonach ein Sachverständiger gehalten ist, seine 

Aufwendungen besonders gering zu halten. Auch sein Honorar kann er grundsätzlich- innerhalb 

der Grenzen des § 138 BGB -frei bestimmen. 

Das OLG München (Urteil vom 26.02.2016, Az. 10 U 579/15) hält Nebenkosten entsprechend der 

BVSK 2015-Vorgabe für angemessen und erstattungsfähig, wenn sie folgende Werte nicht über­

steigen: 

Fahrtkosten: 0,70 €/km 

Fotokosten mit 2,00 €/Lichtbild und 0,50 € je Lichtbild des zweiten Fotosatzes 

Porto/Telefon pauschal15,00 € 

Schreibkosten mit 1,80 €/Seite und 0,50 €/Kopie 

Weitere Nebenkosten sind nicht erstattungsfähig, da sie entsprechend der Umfrage nicht üblich 

sind, letztlich als Teil des Grundhonorars und nicht als gesondert zu vergüten anzusehen sind. 

Hierzu zählen beispielsweise Stundenlöhne für die Fahrtzeit, Kosten für Datenbanken, Kosten für 

den Ausdruck des Originalgutachtens. 

Gegen Nachweis können weiter die zur Schadensfeststellung erforderlichen Zusatzleistungen 

verlangt werden, etwa das Auslesen des Fehlerspeichers, eine Achsvermessung etc. Bei Achs­

vermessung und Karosserviervermessung aber nur bis maximal des Zusatzleistungen-Korridors 

HB V oder Honorarbefragung BVSK 2015. 

Die Rechtsprechung des OLG München steht nach Auffassung des erkennenden Gerichts auch 

im Einklang mit der BGH-Rechtsprechung. 

Im Urteil vom 26 04.2016 Az. VI ZR 50/15, hat der BGH ausgeführt, dass es nicht zu beanstan­

den sei, wenn im Rahmen der Schätzung der tatsächlich erforderlichen Nebenkosten mit Aus­

nahme der Fahrtkosten gemäß § 287 ZPO die Bestimmungen des Justizvergütungs- und -ent­

schädigungsgesetzes als Orientierungshilfe herangezogen werden. Zwar regele dieses Gesetz 

lediglich das dem gerichtlichen Sachverständigen zustehende Honorar; eine Übertragung dieser 

Grundsätze auf die Vergütung privater Sachverständiger komme nicht in Betracht (so auch BGH, 

Urteil vom 04.06.2006, X ZR 122/05). Allerdings sei nicht über die dem Kläger als Sachverständi­

gen gemäß § 632 BGB zustehende Vergütung zu entscheiden, sondern vielmehr, ob der in der 
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Person des Geschädigten entstandene Schadensersatzanspruch die vom Kläger in Rechnung 

gestellten Sachverständigenkosten in voller Höhe umfasst. Dies hänge davon ab, ob sich die vom 

Kläger berechneten Nebenkosten nach schadensrechtlichen Grundsätzen im Rahmen des zur 

Wiederherstellung Erforderlichen im Sinne des§ 249 Abs. 2 S. 1 BGB halten. 

Nach den weiteren Ausführungen des BGH begegnet es keinen rechtlichen Bedenken, wenn der 

Tatrichter das JVEG lediglich als Schätzungsgrundlage bei der Schadensbemessung nach§ 287 

ZPO - und eben nicht unmittelbar oder analog - heranzieht. 

Entscheidend ist aber, dass der BGH sodann explizit feststellt, dass § 287 ZPO die Art der 

Schätzungsgrundlage nicht vorgibt. Der Senat führt hierzu aus: 

,,Soweit es sich um typische Fälle handelt, ist bei der Schadensbemessung das Interesse 

gleichmäßiger Handhabung mit in den Blick zu nehmen. Dementsprechend ist es an er­

kannt, dass sich der Tatrichter in Ermangelung konkreter Anhaltspunkte für eine abwei­

chende Beurteilung im Rahmen der Schadensschätzung gesetzlich geregelter oder in an­

erkannten Tabellen enthaltener Erfahrungswerte bedienen kann." 

Insofern ergibt sich aus dem neuasten BGH-Urteil nicht, dass das JVEG zwingend als Schätz­

grundlage heranzuziehen ist. 

Schließlich ist nach Ansicht des OLG München eine Gesamtbetrachtung der Honorarrechnung 

vorzunehmen, um zu vermeiden, dass der Sachverständige benachteiligt wird, der ein niedrige­

res Grundhonorar, dafür aber höhere Nebenkosten verlangt {oder umgekehrt), wenn das Ge­

samthonorar andere Gesamthonorare von Sachverständigen in vergleichbaren Fällen nicht über­

steigt. 

Unter Anwendung dieser Grundsätze vorliegend Sachverständigenkosten wie folgt erstattungsfä­

hig: 

Grundhonorar max 

Fahrtkosten 0,70 EUR/km 
Fotokosten 2,00 EUR 
2. Fotosatz (0,50 EUR) 
Schreibkosten (1,80 EURIS.) 
Kopien (0,50 EUR /Kopie) 
Portoll elefon 

Gesamtsumme Nebenkosten 

Gesamtsumme incl. Grundhonorar netto 

MwSt 19% 

Anzahl 
65,4 

23 
23 
10 
10 

EUR Gesamt 
434 

45,78 
46 

11,5 
18 
5 

15 

141,28 

575,28 

109,30 
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Gesamtsumme incl. Grundhonorar brutto 684,58 

Nach Auffassung des. Gerichts ist ein Grundhonorar ausgehend von den im Gutachten festge­

stellten Reparaturkosten von 2304,85 nur in Höhe von 434 EUR erstattungsfähig, als eine öffentli­

che Vereidigung des Sachverständigen oder ein Sitz des Sachverständigenbüros im Großraum 

München oder einem Ballungsraum mit vergleichbarem Preisniveau nicht dargetan ist und auch 

nicht ersichtlich ist. Dagegen sind nach Auffassung des Gerichts die Fahrtkosten voll zu erset­

zen. Einen Verstoß gegen die Schadensminderungsobliegenheit vermag das Gericht nicht erken­

nen, auch unter Berücksichtigung das die Klägerin ihren Wohnsitz ersichtlich nicht in einer Groß­

stadt hat, in welcher ein großes Angebot ortsnaher Sachverständiger herrscht. Die abgerechne­

ten Kosten für die erstellten Lichtbilder ist ebenfalls nicht zu beanstanden. 

Die abgerechneten Sachverständigenkosten in Höhe von EUR 682,08 sind daher vorliegend nicht 

zu beanstanden und kann die Klägerin den noch offenen Betrag vom 93,96 EUR erstattet verlan­

gen. 

Die Klägerin kann daher insgesamt 230,74 EUR erstattet verlangen. 

Ferner kann die Klägerin die Erstattung der weiteren außergerichtlichen Rechtsanwaltsgebühren 

antragsgemäß erstattet verlangen. 

Die Verurteilung zur Zahlung der weiteren Nebenforderung gründet sich auf §§ 280 Abs. 2, 286, 

288 BGB. 

Die Kostenentscheidung beruht auf§§ 91,92 ZPO. 

Die Entscheidung zur vorläufigen Vollstreckbarkeit hat ihre Rechtsgrundlage in den §§ 708 Nr. 11, 

713 ZPO. 

Die Voraussetzungen einer Berufungszulassung waren nicht erfüllt. 

Der Streitwert ergibt sich aus der Klageforderung unter Berücksichtigung der als Nebenforderung 

geltend gemachten Zinsen. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen die Entscheidung kann das Rechtsmittel der Berufung eingelegt werden. Die Berufung ist nur zuläs­
sig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 600 Euro übersteigt oder das Gericht des ersten Rechtszu­
ges die Berufung im Urteil zugelassen hat. 
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Die Berufung ist binnen einer Notfrist von einem Monat bei dem 

einzulegen. 

Landgericht München I 
Prielmayerstraße 7 
80335 München 

Die Frist beginnt mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung, spätestens mit Ablauf von fünf Monaten 
nach der Verkündung der Entscheidung. 

Die Berufung muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt eingelegt werden. Die 
Berufungsschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die Erklärung enthalten, dass 
Berufung eingelegt werde. 

Die Berufung muss binnen zwei Monaten mit Anwaltsschriftsatz begründet werden. Auch diese Frist beginnt 
mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung. 

Gegen die Entscheidung, mit der der Streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingelegt werden, 
wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro übersteigt oder das Gericht die Beschwerde zugelas­
sen hat. 

Die Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem 

einzulegen. 

Amtsgericht München 
Pacellistraße 5 
80333 München 

Die Frist beginnt mit Eintreten der Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder der anderweitigen 
Erledigung des Verfahrens. Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf der sechsmonatigen Frist 
festgesetzt worden, kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mit­
teilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. Im Fall der formlosen Mitteilung gilt der Beschluss 
mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht. 

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des genann­
ten Gerichts. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt werden; die Frist 
ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht. Eine anwalt­
liehe Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben. 

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail genügt 
den gesetzlichen Anforderungen nicht. 

Das elektronische Dokument muss 
- mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder 
- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden. 

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Per­
son versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden: 

- auf einem sicheren Übermittlungsweg oder 
- an das für den Empfang elektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und Verwal-

tungspostfach (EGVP) des Gerichts. 

Wegen der sicheren Übermittlungswege wird auf § 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung verwiesen. Hin­
sichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf die 
Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das be­
sondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERW} in der jeweils 
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geltenden Fassung sowie auf die Internetseite www .justiz.de verwiesen. 

gez. 

 
Richterin am Amtsgericht 

Für die Richtigkeit der Abschrift 
München, 30.03.2021 

 JAng 
Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 
Durch maschinelle Bearbeitung beglaubigt 
- ohne Unterschrift gültig 




